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Festsetzungen gemäß § 9 BauGB und Art. 81 BayBO
A Zeichnerische Festsetzungen

1. Art und Maß der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

1.1 Allgemeines Wohngebiet
(§ 4 BauNVO 1990)

1.2 Grundflächenzahl maximal zulässig

1.3 Geschossflächenzahl maximal zulässig

2. Bauweise und überbaubare Grundstücksflächen
(§ 9 Abs.1 Nr.2 BauGB)

2.1 Baugrenze

2.2 Grenze unterschiedlicher Nutzung

2.3 Offene Bauweise

2.4 Abweichende Bauweise

2.5 Einzelhäuser zulässig
2.6 Doppelhäuser zulässig
2.7 Hausgruppen zulässig

2.8 Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des außerkraft-
tretenden Teilbereichs "2. Änderung des Bebauungsplans
Flussäcker 1"

3. Verkehrsflächen
(§ 9 Abs.1 Nr.11 BauGB)

3.1 Öffentliche Straßenverkehrsflächen
mit Straßenbegrenzungslinie

3.2 Straßenverkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung:
- Fußgängerbereich
- Öffentliche Parkfläche

4. Versorgungsanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB)
4.1 Fläche für Versorgungsanlagen mit der

Zweckbestimmung: Elektrizität

5. Grünordnung

5.1 Öffentliche Grünflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)
mit Erhaltungs- und Pflanzgeboten

5.2 Pflanzgebot hochstämmige Bäume 2./3. Wuchsordnung
ohne Standortbindung, mindestens 1 Stück pro privatem
Baugrundstück bzw. pro angefangenen 500 m² private
Grundstücksfläche Bindung nach Arten gemäß Auswahlliste zur
Begründung der Grünordnungsplanung.
Nicht zulässig sind Nadelbäume, Kugel-, Säulen- und Hängeformen.
Mindestqualität: Hochstamm 2x verschult, Stammumfang 10-12 cm

5.3 Pflanzgebot hochstämmige Bäume 1./2. Wuchsordnung
ohne Standortbindung auf öffentlichen Flächen
Bindung nach Stückzahl und Arten gemäß Auswahlliste zur
Begründung der Grünordnungsplanung.
Mindestqualität: Hochstamm 2x verschult, Stammumfang 16-18 cm

5.4 Landschaftliche Strauchhecken mit etwaiger Standortbindung mit
Mindestangabe der Pflanzreihen (hier 1reihig bzw. 3reihig)
Bindung nach Arten gemäß Auswahlliste der Begründung zur
Grünordnungsplanung; Mindestqualität 1xv 70 – 90 cm hoch –
gebietseigene Herkunft

5.5 Festsetzung gemäß BauGB § 9 Abs. 1 Nr. 25b:
-Bindungen für die Erhaltung von Obstbäumen

6.6 Flächen für Abgrabungen, soweit sie zur Herstellung
von Regenrückhaltebecken erforderlich sind

6.7 Höhenbezugspunkte für Eckgrundstücke, siehe B 2.2

6.8 Hecke entfällt

B Textliche Festsetzungen

1. Art der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 4 BauNVO)

Der in der Planzeichnung mit "WA" bzw. "WA*" bezeichnete
Bereich wird nach § 4 BauNVO als "Allgemeines Wohngebiet"
festgesetzt.

Abweichend zu § 4 BauNVO sind nur die folgenden baulichen Nutzungen zulässig:

- Wohngebäude,
- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke.

Die in § 4 Abs. 2 Ziffer 2 und Abs. 3 BauNVO genannten Nutzungen sind nicht, auch
nicht ausnahmsweise, zulässig.

2. Maß der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 16, 19 und 20 BauNVO)

2.1 Das Maß der baulichen Nutzung wird durch die Grundflächenzahl (GRZ), die
Geschossflächenzahl (GFZ), sowie die maximal zulässige Firsthöhe festgesetzt.

Im WA ist eine GRZ von max. 0,35 und eine GFZ von 0,6 zulässig.
Im WA* ist eine GRZ von max. 0,4 und eine GFZ von 0,6 zulässig.

2.2 Die Firsthöhe darf bei einer Dachneigung von 15°-30° zur Waagrechten maximal 9 m und bei einer
Dachneigung von 31°- 48° zur Waagrechten maximal 11,50 m betragen.
Bei einer Dachneigung von 0°-14° zur Waagrechten ist die maximale Gebäudehöhe durch die Höhe der
Attika bzw. die Firsthöhe von maximal 8,0 m festgesetzt.

Als unterer Bezugspunkt dient die Höhe der Straße in der Mitte des Hauptgebäudes entlang der
Straßenfront. Bei Grundstücken, die mit zwei Seiten an eine öffentliche Straße angrenzen, ist die für die
Höheneinstellung maßgebliche Straßenfront durch das Symbol A 6.7 - Höhenbezugspunkt für
Eckgrundstücke dargestellt.

Den oberen Bezugspunkt bei Gebäuden mit einer Dachneigung von 15°-48° bildet die Firsthöhe.
Den oberen Bezugspunkt bei Gebäuden mit einer Dachneigung von 0°-14° bildet die Firsthöhe bzw. die
Oberkante der Attika als oberer Abschluss der Wand.

3. Bauweise und überbaubare Grundstücksflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO)

3.1 Im Bereich WA wird die offene Bauweise (o) gemäß § 22 Abs. 2 BauNVO
festgesetzt.
Im Bereich WA* ist zusätzlich auch die abweichende Bauweise (a) gemäß
§ 22 Abs. 4 BauNVO für Hausgruppen zulässig.
Gebäudelängen über 50,0 m sind auch zulässig.

3.2 Im Bereich WA sind nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig.
Im Bereich WA* sind zusätzlich Hausgruppen zulässig.

3.3 Die überbaubaren Grundstücksflächen sind durch Baugrenzen gemäß
§ 23 BauNVO definiert und festgelegt.

3.4 Garagen und Carports dürfen auch außerhalb der Baugrenzen, jedoch
nicht hinter der rückwärtigen Baugrenze errichtet werden. Die
einschlägigen rechtlichen Vorgaben (Garagen- und
Stellplatzverordnung GaStellV) sind zu beachten.
Garagen und Carports sind mit einer dem Hauptgebäude
angeglichenen Dachneigung und Dacheindeckung zu erstellen oder
als Pult- bzw. Flachdach auszuführen. Pultdächer dürfen eine Dachneigung
von 14° zur Waagerechten nicht überschreiten. Dachbegrünungen sind zulässig.

3.5 Stützmauern sind auch außerhalb der Baugrenzen zulässig.
Höhenbegrenzung siehe Festsetzung Ziffer C 4.1.

3.6 Die Abstandsflächenvorschriften der BayBO Art. 6 finden Anwendung.

4 Sonstige Festsetzungen

4.1 Maximale Anzahl der Wohneinheiten
Im Bereich WA sind pro Wohngebäude maximal 4 Wohneinheiten zulässig.
Im Bereich WA* sind pro Wohngebäude maximal 6 Wohneinheiten zulässig.
(§9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB).

4.2 Ableitung von Oberflächenwasser
Sämtliches Oberflächenwasser ist dem Oberflächenwasserkanal
zuzuführen. Tieferliegende Kelleraußentreppen sind zu überdachen,
sodass auch dieses Regenwasser auf einer höheren Ebene
abgefangen und dem Oberflächenwasserkanal zugeleitet wird.

4.3 Geländeverlauf
Böschungen zu Geländeauffüllungen oder Abgrabungen sind mit
einer Neigung von 1:2 oder flacher auszuführen. An das vorhandene
Gelände der Nachbargrundstücke ist übergangslos anzuschließen.

4.4 Leitungsrechte

4.4.1 Innerhalb der zeichnerisch dargestellten Fläche für Leitungsrechte
(A 6.2) sind Nebengebäude sowie Einfriedungen mit Fundamenten
zum Schutz der Sammler / Leitungen unzulässig (§9 Abs. 1
Nr. 10 BauGB)

4.4.2 Innerhalb der zeichnerisch dargestellten Fläche für Leitungsrechte
(A 6.2) sind zum Schutz der Sammler / Leitungen
tiefwurzelnde Pflanzen unzulässig. Baumpflanzungen haben einen
Mindestabstand von 2,5 m zu vorhandenen und geplanten Leitungen
einzuhalten.

C Bauliche und städtebauliche Gestaltung

1. Dachgestaltung

1.1 Zulässig sind alle geneigte Dacharten und Flachdächer mit einer
Neigung der Dachhaut von 0° bis maximal 48° zur Waagerechten.
Die hierfür jeweils festgesetzte maximale First- bzw. Wandhöhe ist
einzuhalten (siehe B 2.2). Bei gegeneinander geneigten
Pultdächern ist max. ein Höhenversatz von < 1,50 m zulässig.

1.2 Dachgauben dürfen ab einer Dachneigung von 35° und steiler
errichtet werden. Zulässig sind Giebelgauben, Schleppgauben,
Dreiecksgauben und Tonnengauben.
Dachgauben in mehreren Ebenen des Daches sind nicht zulässig.
Pro Gebäudedach ist nur eine Gaubenart zulässig.
Die Dachgaubenbreite in Summe darf max. ein Drittel der
Dachbreite betragen. Der Abstand zum Ortgang muss
mind. 1,00 m betragen. Die Breite von Einzel- und Doppelgauben
darf 4,00 m nicht überschreiten.

1.3 Je Dachseite ist ein Zwerchhaus/Zwerchgiebel zulässig.
Die Breite darf max. 1/3 der Fassadenbreite betragen.

2. Art und Farbe der Dacheindeckungen

2.1 Zulässig sind Dacheindeckungen in Ziegel oder Betondachsteinen
im Farbspektrum rot, braun und anthrazit.
Alternativ sind eine Dachbegrünung oder dachhautersetzende
Photovoltaikanlage zulässig.

2.2 Das Anbringen von Sonnenkollektoren oder Photovoltaikanlagen auf
der Dachhaut ist zulässig. Aufgeständerte Photovoltaikanlagen und
Sonnenkollektoren sind nicht zulässig.

2.3 Metalleindeckungen (z.B. Kupfer-, Blei- oder Zinkblech) sind
zulässig, dürfen jedoch in Ihrer Art nicht der Festsetzung Ziffer C 4.2
widersprechen. Unbeschichtete Metalleindeckungen (Vordächer,
Gaubeneindeckungen) sind nicht zulässig.

3. Grenzbebauung

3.1 Bei Grenzbebauung von Doppelhäusern und Hausgruppen sind die
Gebäude in der Dimensionierung, der Gestaltung, der Art und Neigung
des Daches, die Firstrichtung und die Art und Gestaltung der Dachgauben
einander anzugleichen.

3.2 Eine höhenmäßige Staffelung, entsprechend des Längsgefälles der
angrenzenden Straße bzw. dem anstehenden natürlichen Gelände
bis zu 1,0 m, ist zulässig.

4. Unzulässige Anlagen

4.1 Stützmauern höher als 1,00 m, Abgrabungen tiefer als 1,00 m und
Auffüllungen höher als 1,00 m sind unzulässig.

4.2 Die äußere Verwendung von glänzenden oder spiegelnden
Materialien, sowie Fliesen, fliegende Bauten, Gebäude aus Metall
oder Leichtmetall (z.B. Wellblechgaragen), oder Gebäude aus
Kunststoffmaterialien (ausgenommen Wintergärten oder
Gewächshäuser) ist unzulässig.

4.3 Im 100 m Abstandsbereich zum Waldrand dürfen keine offenen
Feuerstellen unterhalten werden.

5. Belagswahl auf privaten Grundstücken
Die Beläge für die privaten Freiflächen wie Stellplätze, Terrasssen und Wege
etc. sind mit versickerungsfähigem Material, wie z.B. Öko-Pflaster,
Rasenpflaster, Platten mit Versickerungsfugen oder Ähnlichem
herzustellen.

6. Einfriedungen

6.1 Zu privaten Grundstücksgrenzen und öffentlichen Grünflächen:
An den Grundstücksgrenzen sind Abgrenzungen in Form von Maschengewebe
oder Holzmaterial zulässig, dürfen aber eine Höhe von 1,20 m nicht überschreiten.
Maschengewebezäune sind mit heimischen Gehölzen zu hinterpflanzen.
Zulässig sind auch feste Materialien wie Naturstein, Gabionen o.ä.

6.2 Entlang öffentlicher Verkehrsflächen und Wegen ist die Verwendung von folgenden
Materialien zulässig:
Holz, Naturstein, Gabionen und Schmiedeeisen mit einer maximalen Höhe gemessen
ab Straßenoberkante bzw. Urgelände von jeweils 1,20 m. Sichtschutz bzw. Verkleidungen
aus Kunststoff, Naturstoffen, Verbundwerkstoffen in Form von Matten, Streifen und Bahnen
sind nicht zulässig.

7. Zisterne
Zur Reduzierung einer Abflussverschärfung aus den Privatgrundstücken ist je Baugrundstück eine Zisterne
mit einem Mindestnutzvolumen von 5.000 l anzuordnen. Das Niederschlagswasser der Dachflächen ist über
diese Zisterne zu bewirtschaften.

D Grünordnerische Festsetzungen
( § 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)

1. Erhaltungsgebot
Unter Erhaltung ist zu verstehen:
Die in zeichnerischen und textlichen Festsetzungen als zu erhalten aufgeführten Bäume und Gehölze
sind wie sämtliche Pflanzungen gemäß Pflanzgeboten sind ordnungsgemäß im Wuchs zu fördern, zu
pflegen und vor Zerstörung zu schützen. Bei Ausfällen sind diese durch gleichwertige Nachpflanzungen
innerhalb eines Jahres zu ersetzen.

2. Baumpflanzungen
Die Baumstandorte auf öffentlichen Flächen müssen mindestens 12 m³ Wurzelraum aufweisen.

3. Grünflächen – Wiesenflächen
Die Wiesenflächen  öffentlicher Grünflächen sind mit artenreichen Wiesenmischungen mit Saatgut aus
gebietseigener Herkunft oder Mahdgutübertragung aus artenreichen Frischwiesen anzulegen.

4. Versiegelung – Vegetationsflächenanteile privater Grundstücke
Die Vegetationsflächen privater Grundstücke müssen mindestens 40 % der Grundstücksfläche
einnehmen.
Flächige Steinschüttungen sind nicht zulässig. Struktur- und blütenreiche Steingärten bzw. eine 
naturnahe Gestaltung der Gärten sind hingegen zu begrüßen (weitere Erläuterungen siehe
Begründung).

Die Versiegelung ist auf das erforderliche Mindestmaß zu beschränken.

5. Vollzugsfristen
Die verbindlichen Anpflanzungen sind innerhalb eines Jahres nach Bezugsfertigkeit der Gebäude bzw.
Fertigstellung der privaten und öffentlichen Erschließungsanlagen zu vollziehen.

E. Besonderer Artenschutz

1. Konflikt vermeidende Maßnahmen (V)

V1 Baufeldbeschränkung: Baustelleneinrichtung und Lagerflächen werden innerhalb des Plangebietes
angelegt. Eine zusätzliche temporäre Beanspruchung von Flächen außerhalb des Geltungsbereichs ist
nicht zulässig.

V2 Verbot des Rückschnitts von Gehölzen in der Zeit vom 01.03. - 30.11.;
Verbot der Rodung nach Rückschnitt (Wurzelstöcke - Hecken an Entwässerungsgräben)
in der Zeit vom 1.12. bis einschließlich 30.04.

V3 Baufeldräumung Ackerflächen, Grünland, Straßenbegleitgrün, Brachen, Gräben
Die Entfernung der Vegetationsdecke ist in der Zeit vom 01.03. bis 30.09. unzulässig, außer wenn zuvor
(zwischen 1.10. und 28./29.02) die Flächen durch Umbruch oder tiefes Abmulchen als Fortpflanzungs-
und Ruhestätten von Feldvögeln unattraktiv gestaltet sind und bis zum Beginn der Baufeldräumung
durch fortlaufenden Umbruch oder Mulchen unattraktiv gehalten werden.
Eine Baufeldräumung ist in der Zeit vom 1.03. bis 30.09. auch dann möglich, wenn vor Beginn durch
eine Fachkraft des Artenschutzes keine aktuellen Fortpflanzungs- und Ruhestätten festgestellt werden.

V4 Maßnahmen zur Vermeidung des Fledermaus- / Vogelschlagrisikos an Fassaden (Vogelschutzglas,
Verzicht auf großflächige spiegelnde Verglasungen, …) insbesondere auf der Ostseite des Plangebiets
(Waldrand), die zu bestehenden und geplanten Hecken, zur Obstwiese oder zum Waldrand  hin
orientiert sind.

V5 Beleuchtung am Waldrand
Eine Beleuchtung der öffentlichen Grünfläche entlang des Waldrands sowie innerhalb der bestehenden
Obstwiese ist nicht zulässig.

2. Maßnahmen zur Sicherung der kontinuierlichen ökologischen Funktionalität (vorgezogene Ausgleichs-
bzw. CEF-Maßnahmen)
CEF 1 - Feldlerche
Maßnahmen pro festgestelltem, entfallendem Brutrevier:
Anlage von 0,5 ha Ackerbrachen / Blühbrachen ohne Düngung und Pflanzenbehandlungsmittel,
zugeordnete Fläche: Flur-Nr. 422 - Teilfläche, Gemkg. Kist, 5.000 m²
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F Zeichnerische Hinweise

1. durch Planzeichen

1.1 Füllschema der Nutzungsschablone
a) Baugebietstypus
b) Haustyp
c) Grundflächenzahl (GRZ)
d) Geschossflächenzahl (GFZ)
e) Bauweise

1.2 bestehende Bebauung (Wohngebäude)

1.3 bestehende Bebauung (Nebengebäude)

1.4. bestehende Grundstücksgrenze

1.5. vorgeschlagene Grundstücksgrenze

1.6. Festsetzungen in Meter

1.7. Höhenschichtlinie (0,5 m-Raster)

1.8. Flurstücksnummer

1.9 Fußwegverbindung

G Textliche Hinweise

1. Fassadenbegrünung / -gestaltung:
Eine teilweise Begrünung von Fassadenflächen wird empfohlen.
Insbesondere lange, ungegliederte Gebäudefassaden sollten durch
vegetative Begrünungsmaßnahmen gegliedert werden.

2. Gehölzpflanzungen:
Es wird empfohlen, autochthone (aus Saatgut / Pflanzenteilen
heimischer Wildpflanzen gewonnene) Gehölze zu verwenden.

3. Dachbegrünung:
Es wird empfohlen, flache und flach geneigte Dächer mit extensiver
Dachbegrünung zu versehen.

4. Freiflächengestaltungsplan:
Als Bestandteil der Baueingabe oder anderer
Genehmigungsplanungen ist ein qualifizierter
Freiflächengestaltungsplan mit folgenden Eintragungen vorzulegen:
- Nachweis der festgesetzten Pflanzgebote
(Massen, Arten, Qualitäten der Gehölze)
- Art und Umfang der Beläge und Vegetationsflächen
- Art und Umfang der Einfriedung

5. Auffinden von Bodendenkmälern (Art. 8 BayDSchG)
(1) Wer Bodendenkmäler auffindet, ist verpflichtet, dies unverzüglich der Unteren Denkmalschutzbehörde
oder dem Landesamt für Denkmalpflege anzuzeigen. Zur Anzeige verpflichtet sind auch der Eigentümer
und der Besitzer des Grundstücks sowie der Unternehmer und der Leiter der Arbeiten, die zu dem Fund
geführt haben. Die Anzeige eines der Verpflichteten befreit die übrigen. Nimmt der Finder an den Arbeiten,
die zu dem Fund geführt haben, auf Grund eines Arbeitsverhältnisses teil, so wird er durch Anzeige an
den Unternehmer oder den Leiter der Arbeiten befreit.
(2) Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf von einer Woche nach der
Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutzbehörde die Gegenstände vorher
freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet.
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht bei Arbeiten, die vom Landesamt für Denkmalpflege oder unter seiner
Mitwirkung vorgenommen oder veranlasst werden.
(4) Eigentümer, dinglich Verfügungsberechtigte und unmittelbare Besitzer eines Grundstücks, auf dem 
Bodendenkmäler gefunden werden, können verpflichtet werden, die notwendigen Maßnahmen zur 
sachgemäßen Bergung des Fundgegenstands sowie zur Klärung der Fundumstände und zur Siche-
rung weiterer auf dem Grundstück vorhandener Bodendenkmäler zu dulden.
(5) Aufgefundene Gegenstände sind dem Landesamt für Denkmalpflege oder einer Denkmalschutz-
behörde unverzüglich zur Aufbewahrung zu übergeben, wenn die Gefahr ihres Abhandenkommens besteht.

6. Schutz vor Hangwasser
In hängigen Bereichen liegende Bauwerksöffnungen, die bei einem Starkniederschlag durch breitflächigen
Oberflächenwasserabfluss gefährdet werden könnten, sollen nach Möglichkeit höhenmäßig ausreichend
über der Geländeoberkante (z.B. ca. 0,3 m) angeordnet oder auf andere Weise geschützt werden.

7. Hang- und Schichtenwasser
Anfallendes Hang- und Schichtenwasser darf nicht in den Misch- bzw. Schmutzwasserkanal eingeleitet
werden. Es ist vielmehr getrennt, ggf. über Versickerungseinrichtungen, abzuleiten. Alternativ ist eine
wasserdichte Stahlbetonwanne zu erstellen. Ein Notüberlauf soll in den best. Regenwasserkanal erfolgen.

8. Schutz des Waldrandes
Das Ablagern von Unrat oder Gartenabfällen im Wald oder am Waldrand ist nicht zulässig.

9. Schutz von Oberboden
Vor Beginn der baulichen Arbeiten auf dem Grundstück ist der Oberboden abzutragen, seitlich zu lagern
und nach Abschluss der Baumaßnahme wieder einzubauen. Nicht mehr benötigte Oberböden sind an
anderer Stelle, z.B. für Bodenverbesserungen in der Landwirtschaft zu verwenden. Hierbei ist § 12 der
Bundes Bodenschutzverordnung zu beachten.

10. Sofern für die Errichtung der Verkehrsflächen bautechnisch ggf. Böschungen und / oder (Beton-)
Rückenstützen notwendig werden und sich diese auf Privatgrund befinden, sind diese von den jeweiligen
Grundstückseigentümern zu dulden. Die Nutzung ggf. entstehender Böschungen bleibt dem Grundstücks-
eigentümer unbenommen.

11. Baumfallgrenze
Die Gemeinde Kist empfiehlt aufgrund der Risikoexposition die 25 m Baumfallgrenze von jeglicher Bebauung
freizuhalten. Bei Starkwind und Sturm dürfen sich keine Personen innerhalb der 25 m Baumfallgrenze
aufhalten.

12. Fledermausquartier
Sollten Bäume mit potentiellen Fortpflanzungs- und Ruhestätten von Fledermäusen entfernt werden müssen,
ist die untere Naturschutzbehörde zu kontaktieren und das weitere Vorgehen abzustimmen. Ggf. werden in
einem solchen Fall vorgezogene artenschutzrechtliche Ausgleichsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen)
notwendig sein.

13. Solar- /Photovoltailkanlagen
Die Gemeinde Kist empfielt auf geeigneten Dachflächen (vergleiche Art. 44a BayBO) Solar- und/oder
Photovoltaikanlagen zu errichten, um eine Minderung der Treibhausgasemissionen zu erreichen.

14. Werbeanlagen
Es dürfen keine Werbeanlagen errichtet werden, die die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs auf der
BAB A3 beeinträchtigen können. Hierbei genügt bereits eine abstrakte Gefährdung der Sicherheit und
Leichtigkeit des Verkehrs. Auf § 33 Straßenverkehrsordnung wird verwiesen.

15. Lärm-, Staub- und Geruchsemissionen
Es wird darauf hingewiesen, dass in Kist Landwirtschaft betrieben wird und es dadurch zu Lärm-, Staub-
und Geruchsemissionen, insbesondere bei Bodenbearbeitungsmaßnahmen, Pflanzenschutzspritzungen
und Erntearbeiten kommen kann. Diese können teilweise auch außerhalb der üblichen Zeiten stattfinden.
Diese sind ortsüblich und hinzunehmen.

Gegenüber dem Straßenbaulastträger können keine Ansprüche aus Lärm oder sonstigen Emissionen
geltend gemacht werden.
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ohne MaßstabLageplan Geltungsbereiche

Ausgleichsflächen - Flächen für Maßnahmen, zum Schutz, zur Pflege
und Entwicklung, von Boden, Natur und Landschaft

Ausgleichsfläche A1:
Regenrückhaltemulde und Graben
Ziele / Maßnahmen:
- Umbau / Herstellung  einer landschaftsgerecht modellierten
  Regenrückhaltemulde
- Herstellung einer begleitenden Baumreihe

Ausgleichsfläche  A2 „Pufferstreifen Waldrand“
Entwicklungsziel:
-> Landschaftliche Hecken entlang des Baugebietes
-> Artenreiche Wiesenstreifen zwischen Baugebiet und Waldrand
Maßnahmen:
- Anlage einer 2reihigen Hecke mit landschaftlichen Hecken
(gebietseigene Herkunft Vorkommensgebiet 5.1)
- Anlage artenreicher Wiesenstreifen durch Ansaat mit artenreicher
Wiesenmischung (Frischwiese, gebietseigene Herkunft Ursprungsgebiet
UG11))
oder Heumulchsaat oder Heudruschsaat
- Verzicht auf Düngung und Pflanzenbehandlungsmittel, Mahd 1-2schürig,
Mähgutentnahme

Ausgleichsfläche  A3 „Obstwiese“
Entwicklungsziel:
-> Streuobstwiese mit hochstämmigen Obstbäumen über artenreicher
Wiese
Maßnahmen:
- Erhalt vorhandener Obstbäume
- Ergänzung hochstämmiger Obstbäume
- Streifenweise, umbruchlose Ansaat mit artenreicher Wiesenmischung
(Frischwiese, gebietseigene Herkunft Ursprungsgebiet UG11)) oder
Heumulchsaat oder Heudruschsaat
- Verzicht auf Düngung und Pflanzenbehanddlungsmittel, Mahd
1-2schürig, Mähgutentnahme
- Verzicht auf Beleuchtung
- die geplante einfache fußläufige Verbindung ist max. 1,2 m breit ohne
Befestigung oder nur in einfacher versickerungsfähiger,
wassergebundener Bauweise herzustellen.

A4 – externe Ausgleichsfläche „Loch“
(Flur-Nr. 422 - Teilfläche, Gemkg. Kist, 5.000 m²)
= Fläche für CEF-Maßnahmen CEF1
Entwicklungsziel:
-> Ackerbrache / Blühstreifen
Maßnahmen:
-  s. CEF Maßnahme CEF1
Die Ausgleichsfläche A4 wird den durch den Eingriffs-Bebauungsplan
ermöglichten Eingriffen zum naturschutzrechtlichen Ausgleich mit den
Ausgleichsmaßnahmen
zugeordnet.

CEF1

A4

Ausgleichsfläche Fl.Nr. 422 - Teilfläche, Gmkg. Kist                              Maßstab 1 : 2.500

Baugebiet "Flussäcker 2, mit
3. Änderung des Bebauungsplanes
Flussäcker 1"

A1

geändert: 01.12.2021
07.11.2022
11.12.2023
11.03.2024

6. Sonstige Planzeichen

6.1 Grenze des räumlichen Geltungsbereiches
(§ 9 Abs.7 BauGB)

6.2 Mit Leitungsrechten zu belastende Flächen
zu Gunsten der Gemeinde Kist zur Erstellung
einer Leitung zum Ableiten möglicher Abwässer
(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

6.3 Baumfallgrenze

6.4 100 m Abstandsbereich zum Waldrand

6.5 Regenrückhaltebecken / Retentionsmulden
Flächen für Maßnahmen zur Ableitung möglicher
anfallender Oberflächenwässer gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB.
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Verfahrensvermerke
1. Die Gemeinde Kist hat in ihrer Sitzung am 07.10.2019 den Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan „Flussäcker 2“ im

beschleunigten Verfahren nach § 13 b BauGB gefasst. Der Aufstellungsbeschluss vom wurde am 07.06.2021 öffentlich
bekannt gemacht.
Am 05.07.2021 wurde beschlossen, Teile des Geltungsbereichs aus dem Bebauungsplan „Flussäcker 1“ der Gemeinde Kist zu
ändern. Der Bebauungsplan erhält die Bezeichnung: "Flussäcker 2, mit 3. Änderung des Bebauungsplanes Flussäcker 1".

2. Unter Würdigung des Urteils 4 CN 3/23 des Bundesverwaltungsgerichts wurde der Beschluss vom 07.10.2019 zur Aufstellung
des Bebauungsplans "Flussäcker 2" im Verfahren nach § 13 b BauGB in der Sitzung am 09.10.2023 aufgehoben.
Gleichzeitig wurde die Aufstellung des Bebauungsplans "Flussäcker 2" im Regelverfahren beschlossen.

3. Zu dem Entwurf des Bebauungsplans (im beschleunigten Verfahren nach § 13 b BauGB) in der Fassung vom 05.07.2021
wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 12.10.2021 bis
15.11.2021 beteiligt.
Diese Beteiligung wird als frühzeitige Beteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB im Regelverfahren gewertet.

4. Der Entwurf des Bebauungsplans (im beschleunigten Verfahren nach § 13 b BauGB) in der Fassung vom 05.07.2021 wurde
mit der Begründung und weiteren Unterlagen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 12.10.2021 bis 15.11.2021 öffentlich
ausgelegt.
Diese Beteiligung wird als frühzeitige Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB im Regelverfahren gewertet.

5. Die erneute Beteiligung (im beschleunigten Verfahren nach § 13 b BauGB) der Öffentlichkeit gem. § 4a Abs. 3 BauGB i.V.m.
§ 3 Abs. 2 BauGB mit öffentlicher Darlegung und Anhörung für den Bebauungsplan in der Fassung vom 07.11.2022 hat in der
Zeit vom  05.12.2022 bis 09.01.2023 stattgefunden.
Diese Beteiligung wird als frühzeitige Beteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB im Regelverfahren gewertet.

6. Die von dem Bebauungsplan berührten Träger öffentlicher Belange (im beschleunigten Verfahren nach § 13 b BauGB) wurden
gem. § 4a Abs. 3 BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB mit Schreiben vom  02.12.2022 von der Offenlegung informiert und um
Stellungnahme bis 09.01.2023 gebeten.
Diese Beteiligung wird als frühzeitige Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB im Regelverfahren gewertet.

7. Zum Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 11.12.2023 wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher
Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 15.01.2024 bis 16.02.2024 beteiligt. (ungültig, siehe Begründung Seite 18)

8. Der Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 11.12.2023 wurde mit der Begründung und weiteren Unterlagen gemäß
§ 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 15.01.2024 bis 16.02.2024 öffentlich ausgelegt. (ungültig, siehe Begründung Seite 18)

9. Die wiederholte Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 BauGB mit öffentlicher Darlegung und Anhörung für den
Bebauungsplan in der Fassung vom 11.03.2024 hat in der Zeit vom  02.04.2024 bis 06.05.2024 stattgefunden.

10. Die vom Bebauungsplan berührten Träger öffentlicher Belange wurden gem. § 4 Abs. 2 BauGB mit Schreiben vom
28.03.2024 von der Offenlegung informiert und um Stellungnahme bis 06.05.2024 gebeten.

11. Die Gemeinde Kist hat mit Beschluss des Gemeinderats vom __.__.____ den Bebauungsplan gem. § 10 Abs. 1 BauGB in der
Fassung vom __.__.____, redaktionell geändert am __.__.____ als Satzung beschlossen.

Kist, den  ......................                              . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
 (Volker Faulhaber)
 1. Bürgermeister

__________________________________________________________________________________________

12. Ausgefertigt

Kist, den  ......................                              . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
 (Volker Faulhaber)
 1. Bürgermeister

___________________________________________________________________________________________

13. Der Satzungsbeschluss zu dem Bebauungsplan wurde am  __.__.____ gemäß § 10 Abs. 3 Halbsatz 2 BauGB ortsüblich
bekannt gemacht. Der Bebauungsplan mit Begründung wird seit diesem Tag zu den üblichen Dienststunden in der Gemeinde
Kist zu jedermanns Einsicht bereitgehalten und über dessen Inhalt auf Verlangen Auskunft gegeben.
Der Bebauungsplan ist damit in Kraft getreten. Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB und die
§§ 214 und 215 BauGB wurde in der Bekanntmachung hingewiesen..

Kist, den  ......................                              . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .
 (Volker Faulhaber)
 1. Bürgermeister

A3

A2

PRÄAMBEL
Rechtsgrundlagen dieses Bebauungsplanes sind

das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 
(BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom
20. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 394) geändert worden ist,

die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 
(BGBl. I S. 3786), die durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 
(BGBl. 2023 I Nr. 176) geändert worden ist

die Planzeichenverordnung (PlanzV) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), die zuletzt durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) geändert 
worden ist, sowie

die Bayerische Bauordnung (BayBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. August 2007 
(GVBl. S. 588, BayRS 2132-1-B), die zuletzt durch Gesetz vom
23. Juni 2023 (GVBl. S. 250), durch § 4 des Gesetzes vom 7. Juli 2023 
(GVBl. S. 327) und durch Art. 13a Abs. 2 des Gesetzes vom 24. Juli 2023 
(GVBl. S. 371) geändert worden ist.
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Ausgleichsfläche A4
Fl-Nr. 422
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